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PRESSEINFORMATION
Nachbarrecht beim Bauen: Warum die Baugenehmigung kein Freibrief ist
Berlin, 4. August 2026. Wer baut, greift oft unbewusst in die Rechte seiner Nachbarn ein. Und wer sich dabei allein auf seine Baugenehmigung verlässt, sitzt einem Irrtum auf: Die Genehmigung deckt nur das öffentliche Baurecht ab, also Abstände, Höhen und Lärmgrenzen gegenüber der Behörde. Die zivilrechtlichen Ansprüche der Nachbarn auf Unterlassung, Duldung oder Schadensersatz regelt das private Nachbarrecht, und das bleibt außen vor. 
„Eine Baugenehmigung ist kein Freibrief", sagt Rechtsanwalt Tobias Hullermann von der Arbeitsgemeinschaft Bau- und Immobilienrecht im Deutschen Anwaltverein. „Sie schützt vor der Behörde, aber nicht vor dem Nachbarn." Er zeigt die drei teuersten Streitpunkte.
Schäden am Nachbarhaus: Die Beweislast kann kippen
Aushub, Rammarbeiten oder Grundwasserabsenkung lösen an Nachbargebäuden schnell Risse und Setzungen aus. Das eigentliche Risiko für den Bauherrn liegt in der Beweislast. „Bei engem räumlichen und zeitlichen Zusammenhang nimmt die Rechtsprechung oft an, dass die Baustelle die Schäden verursacht hat", erklärt Rechtsanwalt Hullermann. „Dann dreht sich die Beweislast um, und der Bauherr muss darlegen, dass die Risse andere Ursachen haben." 
Sein Rat: Ein Sachverständiger dokumentiert vor Baubeginn den Zustand der Nachbargebäude und sichert so die entscheidenden Beweise. Verweigert ein Nachbar den Zutritt, gehört auch diese Weigerung dokumentiert.
Kran und Gerüst: Ohne Ankündigung droht der Baustopp
Ein Kranarm, der über das Nachbargrundstück schwenkt, greift in fremdes Eigentum ein. Das Hammerschlags- und Leiterrecht vieler Länder erlaubt solche Eingriffe unter engen Voraussetzungen, verlangt aber eine rechtzeitige schriftliche Ankündigung von Art, Umfang und Dauer. „Wer diese Formalie versäumt, riskiert den Stillstand", warnt Rechtsanwalt Hullermann. „Der Nachbar kann im einstweiligen Rechtsschutz binnen Tagen die Nutzung untersagen lassen und das Vorhaben über Wochen lahmlegen."

Wärmepumpe: Streit ohne bundesweite Regel
Wärmepumpen stehen außen, machen Geräusche und rücken oft nah an die Grenze. Eine einheitliche Abstandsregelung fehlt. Ob 2,5 bis 3 Meter Grenzabstand gelten oder gar keiner, hängt von Landesbauordnung, Einstufung und Lärmschutz (TA Lärm*) ab.
Ein verbreiteter Kunstgriff geht dabei nach hinten los. „Wer die Anlage auf die grenznah zulässige Garage setzt, sollte vorsichtig sein", so Rechtsanwalt Hullermann. „Die Bauämter prüfen zunehmend, ob dieser Aufsatz wie ein Gebäudeteil zu behandeln ist. Dann greifen die vollen Abstandsflächen wieder." Für den Lärm zählt die tatsächliche Lautstärke am Nachbarfenster bei Nacht, nicht das Herstellerdatenblatt.
Vorbeugen ist billiger als streiten
Aus dem Streit über die Baustelle werden schnell Folgekonflikte über Heckenhöhen und Grillrauch, die das Verhältnis für Jahre vergiften. Die ARGE Baurecht rät, Nachbarrechte früh zu prüfen und die Nachbarn möglichst persönlich einzubinden. Kleinere Anpassungswünsche lassen sich in einer frühen Phase der Planung meist noch kostenneutral berücksichtigen. „Ein gutes Gespräch am Gartenzaun ist oft mehr wert als jedes Gutachten", sagt Rechtsanwalt Hullermann. 
* Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) ist eine deutsche Verwaltungsvorschrift, die feste Lärmgrenzwerte festlegt und den Schutz vor schädlichem Gewerbelärm regelt.
>> Pressefoto zum Herunterladen
Motiv 1: Nachbarn am Bauzaun
Bildunterschrift: „Neugier am Gartenzaun ist erlaubt. Doch beim Bauen schützt die Baugenehmigung vor der Behörde, nicht vor dem Nachbarn."
Quelle: Adobe Stock/ARGE Baurecht
>> Pressefoto zum Herunterladen
Motiv 2: Portrait von Rechtsanwalt Tobias Hullermann, LL. M., Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht und Mitglied der ARGE Baurecht
Quelle: Anwaltshaus Augsburg
Über die ARGE Baurecht
Die Arbeitsgemeinschaft für Bau- und Immobilienrecht im Deutschen Anwaltverein ist der größte Berufsverband von baurechtlich spezialisierten Rechtsanwälten in Deutschland und Europa. Sie unterstützt die anwaltliche Fortbildung und fördert berufspolitische und wirtschaftliche Interessen ihrer mehr als 2 000 Mitglieder. Zudem stellt die ARGE Baurecht die Schlichtungs- und Schiedsordnung für Baustreitigkeiten (SOBau) bereit, um Konfliktfälle am Bau schnell und fundiert zu lösen. Weitere Informationen unter www.arge-baurecht.com sowie www.sobau.de. 
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